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I/A Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

I/A 1: Protokoll der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Die Planungen wurden im Nachgang der Bürgerversammlung weiter ausgearbeitet. 
Daraus ergeben sich folgende Ergänzungen zu den während der Veranstaltung vor-
genommenen Erläuterungen: 
 
Ergänzender Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Ruhender Verkehr“ 
Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
 
Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 
10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung sieht im oberen Garagengeschoss die Schaffung von 46 Pkw-Stellplät-
zen vor. Auf den Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, 
nicht überdachte Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang ei-
ner Zufahrt zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs 
als Querparker im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben 
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sich somit im Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 
17 Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht. Die überschüssigen 
Stellplätze können somit auch extern zur Verfügung gestellt werden, wodurch zu ei-
ner Entlastung des Parkdrucks im Umfeld beigetragen werden kann. 
 
Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
 
Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
In Summe ist somit von keiner Verschärfung der Parkraumsituation im Umfeld des 
Plangebietes zu rechnen. Im Gegenteil kann durch das Angebot überschüssiger 
Stellplätze für externe Nutzungen ggf. zu einer Entlastung beigetragen werden. 
 
Zu Baubeginn 
 
Mit einem Baubeginn ist voraussichtlich ab 2021 zu rechnen. 
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Zu Verkehrsaufkommen 
 
Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Entwicklung wurden im Rahmen einer 
Verkehrsuntersuchung (Verkehrsgutachten Nahversorgungszentrum Leverkusen - 
Fettehenne, Ambrosius Blanke Ingenieurbüro für Verkehrs- und Infrastrukturplanung, 
Bochum, Februar 2020) ermittelt und bewertet. 
 
Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden Ge-
radeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im Schwerver-
kehr deutlich höher ausfallen. 
 
Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des Neu-
baus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der Verkehrsanalysesitua-
tion wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 zugrunde gelegt. 
Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes wur-
den folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 
 

- Berliner Straße/Teltower Straße 
- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  
- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 
- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 
 
Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der Nachmit-
tagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten Fahrspuren 
als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-Belastungen 
zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 
 
Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt werden. 
Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu erwarten. 
 
Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit im Bereich der Berliner Straße/Teltower 
Straße kann eine verkehrsabhängige Signalisierung der bestehenden Fußgänger-
querung in Betracht gezogen werden. Durch die Fußgängerfreigabe für die Querung 
der Berliner Straße werden entsprechende Zeitlücken für die einbiegenden Kfz-Ver-
kehre aus der Zufahrt Teltower Straße geschaffen. Durch eine ergänzende Ausstat-
tung mit Kameras oder Schleifen kann die LSA auch bei höheren Kfz-Frequenzen ak-
tiviert werden. Die Maßnahme soll als Bedarfsoption in den Durchführungsvertrag 
aufgenommen werden, die Kosten sind durch die Investoren zu übernehmen. 
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Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im Stadt-
gebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1-Strecke Burscheid 
– Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  
 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 
Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche bie-
tet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahrzeuge und das anschließende 
Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone (ohne Inanspruchnahme des 
nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet 
per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine geringfügige Inanspruchnahme 
der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflussung des Verkehrsflusses auf 
der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/A 2: Äußerung_02 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Entwicklung wurden im Rahmen einer 
Verkehrsuntersuchung (Verkehrsuntersuchung Nahversorgungszentrum Leverkusen 
- Fettehenne, Ambrosius Blanke Ingenieurbüro für Verkehrs- und Infrastrukturpla-
nung, Februar 2020) ermittelt und bewertet. 
 
Zu Verkehrsfluss 
Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden Ge-
radeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im Schwerver-
kehr deutlich höher ausfallen. 
 
Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des Neu-
baus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der Verkehrsanalysesitua-
tion wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 zugrunde gelegt. 
 
Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes wur-
den folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 

- Berliner Straße/Teltower Straße 

- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  

- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 

- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 

Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der Nachmit-
tagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten Fahrspuren 
als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-Belastungen 
zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 
 
Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt werden. 
Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu erwarten. 
Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im Stadt-
gebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1-Strecke Burscheid 
– Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  
 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
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und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 
Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche bie-
tet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahrzeuge und das anschließende 
Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone (ohne Inanspruchnahme des 
nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet 
per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine geringfügige Inanspruchnahme 
der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflussung des Verkehrsflusses auf 
der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten. 
 
Zu ruhender Verkehr 
Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
 
Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 
10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung sieht im oberen Garagengeschoss die Schaffung von 46 Pkw-Stellplät-
zen vor. Auf den Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, 
nicht überdachte Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang ei-
ner Zufahrt zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs 
als Querparker im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben 
sich somit im Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 
17 Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht. Die überschüssigen 
Stellplätze können somit auch extern zur Verfügung gestellt werden, wodurch zu ei-
ner Entlastung des Parkdrucks im Umfeld beigetragen werden kann. 
 
Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
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Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
 
Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück.) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück.) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
In Summe ist somit von keiner Verschärfung der Parkraumsituation im Umfeld des 
Plangebietes zu rechnen. Im Gegenteil kann durch das Angebot überschüssiger 
Stellplätze für externe Nutzungen ggf. zu einer Entlastung beigetragen werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 3: Äußerung_03 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1 – und 4 – Gebäudehöhe/bauliche Dichte 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Zentralen Versorgungsbereiches 
„Fettehenne“ gemäß Einzelhandelskonzept der Stadt Leverkusen. Die Stärkung des 
Standortes als Nahversorgungszentrums ist übergeordnetes Ziel der Stadtentwick-
lung. Die Bezeichnung des Standortes als Stadtrandlage ist somit unzutreffend. Eine 
gewisse bauliche Verdichtung wird daher städtebaulich und versorgungsstrukturell 
für sinnvoll erachtet und folgt den Grundsätzen eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden sowie einer Stärkung der Innenentwicklung im Sinne des 
§ 1a Abs. 1 BauGB.  
 
Für die geplante Wohnbebauung an der Charlottenburger Straße ist eine zweige-
schossige Ausbildung zzgl. Staffelgeschoss vorgesehen. Die umliegende Bebauung 
sowohl im weiteren Verlauf der Charlottenburger Straße ist beidseitig von einer vier-
geschossigen Bebauung geprägt. Die bauliche Dichte am Standort wird somit in An-
betracht der zentralen Lage und der angestrebten Art der baulichen Nutzung sowie 
im Kontext mit der umliegenden Umgebung für angemessen erachtet.  
 
Zu 2 – Ruhender Verkehr/Reduzierung der Wohneinheiten 
Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
 
Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 
10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung sieht im oberen Garagengeschoss die Schaffung von 46 Pkw-Stellplät-
zen vor. Auf den Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, 
nicht überdachte Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang ei-
ner Zufahrt zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs 
als Querparker im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben 
sich somit im Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 
17 Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht. Die überschüssigen 
Stellplätze können somit auch extern zur Verfügung gestellt werden, wodurch zu ei-
ner Entlastung des Parkdrucks im Umfeld beigetragen werden kann. 
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Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
 
Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
In Summe ist somit von keiner Verschärfung der Parkraumsituation im Umfeld des 
Plangebietes zu rechnen. Im Gegenteil kann durch das Angebot überschüssiger 
Stellplätze für externe Nutzungen ggf. zu einer Entlastung beigetragen werden. 
Eine Reduzierung der Anzahl der Wohneinheiten wird daher für nicht erforderlich und 
in Anbetracht des enormen Wohnraumbedarfes für nicht zielführend erachtet. 
 
Zu 3 – Relation Gebäudehöhe/umbauter Raum und Freifläche 
Das Plangebiet ist bereits im Bestand nahezu vollständig bebaut und nahezu vollver-
siegelt. Die Planungen sehen vor, dass die Dachflächen der L-förmigen Bebauung 
mit Einzelhandelsnutzungen bzw. Garagengeschossen begrünt werden und als Frei-
flächen für die künftigen Bewohner und Besucher des Plangebietes zur Verfügung 
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stehen. Diese Flächen weisen ein zur Charlottenburger Straße weitgehend identi-
sches Höhenniveau auf, sodass diese Bebauung aus nördlicher Blickrichtung optisch 
nicht wahrnehmbar ist. Die auf diesem „L-Riegel“ aufragenden Gebäude weisen Ge-
genüber dem Höhenniveau der Charlottenburger Straße zwei Vollgeschosse zzgl. 
Staffelgeschoss auf und halten untereinander einen relativ großzügigen Abstand von 
mindestens 9 m ein. 
 
Die neu zu errichtenden Gebäude entlang der Berliner Straße werden ebenfalls mit 
zwei Vollgeschossen zzgl. Dachgeschoss mit Satteldach (traufständig zur Berliner 
Straße) errichtet und überragen somit das denkmalgeschützte Gebäude der Berliner 
Straße 39 lediglich um gut einen Meter.  
 
Die bauliche Dichte sowie die Gebäudehöhe stehen somit in einer der Lage, der Art 
der baulichen Nutzung sowie der baulichen Umgebung angemessenen Relation zu 
den Freiflächen.  
 
Zu 4 – Relation versiegelte/unversiegelte Flächen 
In dem sonstigen Sondergebiet (SO) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 fest-
gesetzt. Die festgesetzte GRZ entspricht der üblichen Obergrenze für sonstige Son-
dergebiete nach § 17 Abs.1 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Es ist zudem im 
sonstigen Sondergebiet (SO) eine Überschreitung der GRZ durch Anlagen nach § 19 
Abs. 4 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl 1,0 zulässig. Im allgemeinen Wohnge-
biet (WA) darf die zulässige Grundflächenzahl von 0,4 durch die Grundfläche von an 
Gebäude angrenzenden Terrassen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6 überschrit-
ten werden. Dabei darf die Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundflä-
che in der Summe der Grundflächen von an Gebäude angrenzenden Terrassen und 
der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen eine Grundflächenzahl von 0,6 
nicht überschreiten. Als Maßnahme zum Ausgleich kann teilweise eine Begrünung 
der Dachflächen der geplanten Märkte benannt werden. Die Dachflächen dienen teil-
weise der Außenfläche für die Nutzungen (u. a. Wohnungen) der aufgehenden Ge-
bäude längs der Charlottenburger Straße. Hier ist eine intensive Begrünung der 
Dachflächen geplant. Des Weiteren ist eine extensive Begrünung der Dachflächen 
bei den aufgehenden Gebäuden festgesetzt. Dadurch kann erwartet werden, dass 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht be-
einträchtigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. 
Zudem ist anzuführen, dass das Plangebiet bereits im Bestand nahezu vollständig 
versiegelt ist. Somit wird insgesamt durch die umfassenden Maßnahmen zur Begrü-
nung einer Verbesserung der ökologischen Situation herbeigeführt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird nicht ge-
folgt. 
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I/A 4: Äußerung_04 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. Feststellung Wohngebiet (Lärmimmissionen) 
Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV sind im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens nicht unmittelbar anzuwenden, da die 16. BImSchV und die Lärmvorsor-
gewerte lediglich bei der erstmaligen Herstellung oder wesentlichen Änderung von 
öffentlichen Verkehrswegen an Bestandsgebäuden Anwendung findet. Die Prüfung 
der Lärmimmissionen sowie die Einbindung von (Wohn-) Nutzungen ist durch das 
Schalltechnische Prognosegutachten zum Bebauungsplan V 31 Leverkusen (erstellt 
durch Graner+Partner Ingenieure GmbH vom 18.08.2020) dargelegt.  
 
Hierbei wurden die zu erwartenden Geräuschimmissionen untersucht, die innerhalb 
des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 31/III und des-
sen Umfeld zu erwarten sind. Dabei wurden zur Bewertung die schalltechnischen 
Orientierungswerte gemäß DIN 18005 für die Gebäude innerhalb des Plangebietes 
die Gebietseinstufung Mischgebiet herangezogen. Für den nordöstlichen, erweiterten 
Geltungsbereich im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die Orientierungs-
werte für Allgemeine Wohngebiete nach DIN 18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) 
nachts berücksichtigt. Durch Verkehrsgeräusche werden diese gemäß Gutachten 
maximal um 5 dB tagsüber und 3 dB nachts überschritten. Die Orientierungswerte für 
allgemeine Wohngebiete werden im nordöstlichen Bereich tagsüber um 2 dB(A) und 
nachts um 1 dB(A) überschritten. Im südöstlichen Bereich (Dienstleistungen) werden 
Beurteilungspegel von 71 dB (A) und somit eine Überschreitung der Orientierungs-
werte von bis zu 11 dB tagsüber erreicht. Aufgrund der erhöhten Lärmwerte entlang 
der Berliner Straße sollen die hiesigen Gebäude vorwiegend gewerblichen Nutzun-
gen zugeführt werden. Die ruhigeren Bereiche (aufstehende Gebäude auf dem L-
Riegel entlang der Charlottenburger Straße) werden hingegen einer Wohnnutzung 
zugeführt. 
 
Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plangebiet zu sichern, werden, wie 
auch durch das Prognosegutachten vorgegeben, durch den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan V 31/III passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. Wesentliche Ge-
räuschquellen für die Fassadenbereiche der neuen Gebäude sind die öffentlichen 
Straßen im Umfeld. Aufgrund der geplanten mehrgeschossigen Bauweise und der di-
rekten Angrenzung an diese Straßen sind aktive Schallschutzmaßnahmen nicht 
durchführbar. 
 
Die Geräuscheinwirkungen auf die Nachbarschaft, die durch die geplante Nutzung 
vom Plangebiet ausgehen, wurden im Rahmen des Prognosegutachtens gemäß den 
Vorgaben der TA Lärm ermittelt und bewertet. Wesentlich sind hierbei der Pkw- und 
Lieferverkehr, Parkplatz- und Tiefgaragennutzung und haustechnische Anlagen.  
Im Ergebnis weisen die Berechnungsergebnisse des Prognosegutachtens nach, 
dass „die zulässigen Immissionsrichtwerte in der Nachbarschaft tags und nachts un-
terschritten, also eingehalten werden. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist in 
dem untersuchten Bereich nicht mit einer relevanten Vorbelastung im Sinne der TA 
Lärm zu rechnen, sodass „auch in summarischer Betrachtung von der Einhaltung der 
Anforderungen auszugehen ist“. 
 
Aufgrund des durch die Planung hervorgerufenen Verkehrs auf den öffentlichen Stra-
ßen werden die Beurteilungspegel tagsüber in der Nachbarschaft um maximal 0,7 dB 
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erhöht. Dies wurde im Prognosegutachten anhand von Einzelpunktberechnungen an 
exemplarischen Gebäuden im Umfeld des Plangebietes ermittelt.  
 
Durch die bessere Abschirmung im Planfall wird nachts eine geringfügige Reduzie-
rung der Beurteilungspegel ermittelt. 
 
Es werden im Bestand und im Prognosefall (Umsetzung des Bebauungsplans V 
31/III) an keinem der untersuchten Immissionspunkte die Schwelle der Gesundheits-
gefährdungen durch Schall erreicht oder überschritten. 
 
Unter Berücksichtigung der Festsetzungen zum passiven Schallschutz gehen keine 
erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch Lärmimmissionen inner-
halb des Plangebietes und dessen wirkungsrelevanten Umfeld aus.  
 
Zu 2. Verkehrsaufkommen 
Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Entwicklung wurden im Rahmen einer 
Verkehrsuntersuchung (Verkehrsgutachten Nahversorgungszentrum Leverkusen - 
Fettehenne, Ambrosius Blanke Ingenieurbüro für Verkehrs- und Infrastrukturplanung, 
Bochum, Februar 2020) ermittelt und bewertet. 
 
Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden Ge-
radeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im Schwerver-
kehr deutlich höher ausfallen. 
 
Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des Neu-
baus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der Verkehrsanalysesitua-
tion wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 zugrunde gelegt. 
Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes wur-
den folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 
 

- Berliner Straße/Teltower Straße 

- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  

- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 

- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 

 

Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der Nachmit-
tagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten Fahrspuren 
als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-Belastungen 
zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 
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Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im Stadt-
gebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1-Strecke Burscheid 
– Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  
 

Zur dauerhaften Sicherung einer leistungsfähigen Verkehrsabwicklung am Knoten-
punkt Teltower Straße / Berliner Straße verpflichtet sich die Vorhabenträgerin daher 
die dafür erforderlichen Maßnahmen (Anpassung der Lichtsignalanlage (LSA) und 
Einrichtung einer Vorrangschaltung an der Berliner Straße zur Einmündung Teltower 
Straße) vorzunehmen. Die erforderlichen Maßnahmen werden durch das Ingenieur-
büro Ambrosius und Blanke festgelegt. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich diesbe-
züglich, ein Schutzrohr für eine mögliche signaltechnische Nachrüstung im Bereich 
der Ein-/ Ausfahrt der Berliner Straße im Bürgerstieg der Berliner Straße von der Ein-
mündung Teltower Straße bis zur Zufahrt herzustellen. Die Vorhabenträgerin ver-
pflichtet sich ferner, die Aufwendungen für die Erstellung der Beschilderung zu tra-
gen, die durch das Vorhaben erforderlich wird. Entsprechende Regelungen werden 
in den Durchführungsvertrag aufgenommen. 

 
Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt werden. 
Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu erwarten. 
 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 

Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche bie-
tet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahrzeuge und das anschließende 
Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone (ohne Inanspruchnahme des 
nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet 
per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine geringfügige Inanspruchnahme 
der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflussung des Verkehrsflusses auf 
der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten. 

 
Zu 3. Schutz der Anwohner an der Berliner Straße 
Die Ausweisung einer Tempo 30-Zone im gegenständlichen Bereich wurde durch 
den Fachbereich 36 (Bürger und Straßenverkehr) geprüft und wird demnach nicht 
empfohlen. 
 
Die Berliner Straße ist Bestandteil des klassifizierten Straßennetzes und zugleich 
Ortsdurchfahrt (L 188). Aufgrund dieser Typisierung hat sie u. a. die Aufgabe, sowohl 
den Quell- und Zielverkehr, als auch den überörtlichen Durchgangsverkehr aufzuneh-
men.  
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Geschwindigkeitsreduzierungen können nach den Bestimmungen des § 45 Absatz 9 
Straßenverkehrsordnung (StVO) grundsätzlich nur aufgrund besonderer Gefahrensi-
tuationen angeordnet werden. Dies gilt u. a. für Bereiche, in denen Kindergärten, 
Schulen bzw. Altenheime in unmittelbarer Nähe sind. Dies ist hier nicht der Fall. Dar-
über hinaus stellt sie eine Umleitungsstrecke der A1 dar und Geschwindigkeitsredu-
zierungen können dort nicht ohne vorherige Zustimmung der Bezirksregierung Köln 
vorgenommen werden. 
Laut Auskunft der Technischen Betriebe Leverkusen (TBL) soll die Erneuerung der 
Berliner Straße für den Bereich zwischen Oskar-Moll-Straße und Ortsdurchfahrt 
haushaltstechnisch ab 2023 veranschlagt werden. Entsprechend ist mit der Beseiti-
gung von unzureichenden Straßenbeschaffenheiten im fraglichen Bereich zu rech-
nen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird teilweise 
gefolgt. 
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I/A 5: Äußerung_05 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Entwicklung wurden im Rahmen einer 
Verkehrsuntersuchung (Verkehrsgutachten Nahversorgungszentrum Leverkusen - 
Fettehenne, Ambrosius Blanke Ingenieurbüro für Verkehrs- und Infrastrukturplanung, 
Bochum, Februar 2020) ermittelt und bewertet. 
 
Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes wur-
den folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 
 
- Berliner Straße/Teltower Straße 
- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  
- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 
- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 
 
Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der Nachmit-
tagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten Fahrspuren 
als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-Belastungen 
zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 
 
Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im Stadt-
gebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1-Strecke Burscheid 
– Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  
 

Zur dauerhaften Sicherung einer leistungsfähigen Verkehrsabwicklung am Knoten-
punkt Teltower Straße / Berliner Straße verpflichtet sich die Vorhabenträgerin daher 
die dafür erforderlichen Maßnahmen (Anpassung der Lichtsignalanlage (LSA) und 
Einrichtung einer Vorrangschaltung an der Berliner Straße zur Einmündung Teltower 
Straße) vorzunehmen. Die erforderlichen Maßnahmen werden durch das Ingenieur-
büro Ambrosius und Blanke festgelegt. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich diesbe-
züglich, ein Schutzrohr für eine mögliche signaltechnische Nachrüstung im Bereich 
der Ein-/ Ausfahrt der Berliner Straße im Bürgerstieg der Berliner Straße von der Ein-
mündung Teltower Straße bis zur Zufahrt herzustellen. Die Vorhabenträgerin ver-
pflichtet sich ferner, die Aufwendungen für die Erstellung der Beschilderung zu tra-
gen, die durch das Vorhaben erforderlich wird. Entsprechende Regelungen werden 
in den Durchführungsvertrag aufgenommen. 

 
Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt werden. 
Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu erwarten. 
 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
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und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 
Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche bie-
tet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahrzeuge und das anschließende 
Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone (ohne Inanspruchnahme des 
nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet 
per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine geringfügige Inanspruchnahme 
der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflussung des Verkehrsflusses auf 
der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten. Aus gutachterlicher Sicht ist die 
Verkehrssicherheit für Lkw-Fahrer gegeben und u. a. mit entsprechenden Sichtdrei-
ecken nachgewiesen. Eine Verschiebung der Fußgängerampel nach Osten wäre für 
Querungsanforderungen aus dem Bereich Teltower Straße/Charlottenburger Straße 
nicht hinreichend attraktiv. Von einer Verlegung der Fußgängerampel auf die Höhe 
der Ausfahrt des Plangebietes wird daher abgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird teilweise 
stattgegeben. 
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I/A 7: Äußerung_06 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu Notwendigkeit und zu Planung und deren zu große Form  
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Zentralen Versorgungsbereiches 
„Fettehenne“ gemäß Einzelhandelskonzept der Stadt Leverkusen. Die Stärkung des 
Standortes als Nahversorgungszentrums ist übergeordnetes Ziel der Stadtentwick-
lung. Eine sinnvolle Nachnutzung/Sanierung der bestehenden Gebäude zur zeitge-
mäßen und nachhaltigen Stärkung des Nahversorgungsstandortes käme daher deut-
lich zu kurz, sodass diese Alternative sich nicht weiter aufdrängt, um die o. g. städte-
baulichen Ziele zu erreichen. Eine gewisse bauliche Nachverdichtung wird daher 
städtebaulich und versorgungsstrukturell für sinnvoll erachtet und folgt den Grundsät-
zen eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie einer Stärkung der In-
nenentwicklung im Sinne des § 1a Abs. 1 BauGB.  
 
Für die geplante Wohnbebauung an der Charlottenburger Straße ist eine zweige-
schossige Ausbildung zzgl. Staffelgeschoss vorgesehen. Die umliegende Bebauung 
sowohl im weiteren Verlauf der Charlottenburger Straße ist beidseitig von einer vier-
geschossigen Bebauung geprägt. Die bauliche Dichte am Standort wird somit in An-
betracht der zentralen Lage und der angestrebten Art der baulichen Nutzung sowie 
im Kontext mit der umliegenden Umgebung für angemessen erachtet. 
 
Zu Verkehrsaufkommen 
Die Planung und deren verkehrliche Auswirkungen wurde im Rahmen einer Ver-
kehrsuntersuchung (Verkehrsgutachten Nahversorgungszentrum Leverkusen - 
Fettehenne, Ambrosius Blanke Ingenieurbüro für Verkehrs- und Infrastrukturplanung, 
Bochum, Februar 2020) ermittelt und bewertet. 
 
Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden Ge-
radeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im Schwerver-
kehr deutlich höher ausfallen. 
 
Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des Neu-
baus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der Verkehrsanalysesitua-
tion wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 zugrunde gelegt. 
Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes wur-
den folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 
 

- Berliner Straße/Teltower Straße 

- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  

- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 

- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 

 

Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
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Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der Nachmit-
tagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten Fahrspuren 
als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-Belastungen 
zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 
 
Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt werden. 
Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu erwarten. 
 

Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit im Bereich der Berliner Straße/Teltower 
Straße kann eine verkehrsabhängige Signalisierung der bestehenden Fußgänger-
querung in Betracht gezogen werden. Durch die Fußgängerfreigabe für die Querung 
der Berliner Straße werden entsprechende Zeitlücken für die einbiegenden Kfz-Ver-
kehre aus der wartepflichtigen Zufahrt Teltower Straße geschaffen. Durch eine er-
gänzende Ausstattung mit Kameras oder Schleifen kann die LSA auch bei höheren 
Kfz-Frequenzen aktiviert werden. Die Einrichtung der Maßnahme wird durch den 
Durchführungsvertrag gesichert.  

 
Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im Stadt-
gebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1-Strecke Burscheid 
– Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  
 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 

Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche bie-
tet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahrzeuge und das anschließende 
Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone (ohne Inanspruchnahme des 
nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet 
per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine geringfügige Inanspruchnahme 
der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflussung des Verkehrsflusses auf 
der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten. 

 

Zu ruhender Verkehr 

Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
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Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 
10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung sieht im oberen Garagengeschoss die Schaffung von 46 Pkw-Stellplät-
zen vor. Auf den Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, 
nicht überdachte Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang ei-
ner Zufahrt zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs 
als Querparker im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben 
sich somit im Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 
17 Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht. Die überschüssigen 
Stellplätze können somit auch extern zur Verfügung gestellt werden, wodurch zu ei-
ner Entlastung des Parkdrucks im Umfeld beigetragen werden kann. 
 
Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
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Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
In Summe ist somit von keiner Verschärfung der Parkraumsituation im Umfeld des 
Plangebietes zu rechnen. Im Gegenteil kann durch das Angebot überschüssiger 
Stellplätze für externe Nutzungen ggf. zu einer Entlastung beigetragen werden. 
 
Zu Abriss 
Ziel der Planung ist eine attraktive Neugestaltung des Plangebietes als Nahversor-
gungszentrum mit einem zeitgemäßen und differenzierten Einzelhandelsangebot, ei-
ner hohen Freiraum- und Aufenthaltsqualität sowie die Schaffung von zusätzlichen 
Flächen für Wohnen, Handel und Dienstleistungen. Die vorhandene Bebauung im 
sonstigen Sondergebiet (SO) wird den aktuellen qualitativen Ansprüchen an die Ge-
bäudetechnik sowie der architektonischen und städtebaulichen Gestaltung nicht ge-
recht. Zudem zeichnet sich hier ein zunehmender Sanierungsstau ab. Ebenso wäre 
bei einem Erhalt der vorhandenen Gebäude im sonstigen Sondergebiet (SO) die Um-
setzung von barrierefrei zugänglichen Einzelhandelsflächen in der angestrebten Grö-
ßenordnung nicht möglich.  
 
Für die Umsetzung und den erfolgreichen Betrieb eines Nahversorgungszentrums 
am Standort ist daher der Abriss des Gebäudebestandes erforderlich.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 8: Äußerung_07 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu ruhender Verkehr (Verkehrs- und Parkplatzsituation) 
Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 
10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung weist im oberen Garagengeschoss 46 Pkw-Stellplätzen aus. Auf den 
Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, nicht überdachte 
Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang einer Zufahrt zwi-
schen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs als Querparker 
im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben sich somit im 
Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 17 Stellplät-
zen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht. Die überschüssigen Stellplätze 
können somit auch extern zur Verfügung gestellt werden, wodurch zu einer Entlas-
tung des Parkdrucks im Umfeld beigetragen werden kann. 
 
Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
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Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
 
Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
Die Planung und die Sicherung eines Nahversorgungszentrums stellt ein übergeord-
netes städtebauliches Interesse an dieser Stelle dar. Hierdurch können auch zusätzli-
che Fahrzeugverkehre für den Einkauf in heute entferntere Einkaufszentren künftig 
vermieden werden. 
Mit einem wesentlichen Verlust an öffentlichen Parkplätzen ist nicht zu rechnen. Zu-
sätzliche Stellplatzmöglichkeiten für die umgebenden Wohnnutzungen (privat) sollen 
vornehmlich in den betreffenden Bereichen angeboten werden. Ein Ziel der Planung 
ist es nicht, für aus heutiger Sicht zu sichernde Stellplatzbedürfnisse außenstehender 
Wohnbereiche Sorge zu tragen. Die Projektierung würde dadurch erheblich beein-
trächtigt und auch die gewichtigere städtebauliche Zielsetzung, an der Stelle künftig 
Einkaufsmöglichkeiten zu bieten und somit zur Vermeidung von Autoverkehren er-
heblich beizutragen. 
Unbenommen dessen werden durch die Planung auch freie Privateinstellplätze wie-
der zur Verfügung gestellt werden können. 
Im übertragenen Sinne kann von einer wesentlichen Verschärfung der Parkraumsitu-
ation im Umfeld des Plangebietes nicht ausgegangen werden.  
 
Zu Verkehrssicherheit (Verkehrssituation Teltower Straße) 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde in Abstimmung mit den jeweiligen 
Fachbehörden eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt. Aufgrund der vorzufinden-
den Rahmenbedingungen konnten keine Hinweise auf („lebensgefährliche“) Konflikte 
hinsichtlich der Verkehrssicherheit von Verkehrsteilnehmern festgestellt werden. Ein 
planungsrechtlicher Handlungsbedarf kann nicht erkannt werden. Die bereits beste-
henden Verkehrsflächen sind gemäß den einschlägigen Richtlinien ausreichend di-
mensioniert.  
 
Die Überwachung ordnungswidrigen Verkehrsverhaltens („Falschparker“) ist eben-
falls nicht Gegenstand von Bebauungsplänen. Dieses ist ordnungsbehördlich nach-
zuhalten. 
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Zu bezahlbarer Wohnraum 
Im Rahmen der Koordinationsgespräche mit der Vorhabenträgerin wurde darauf hin-
gewirkt, bezahlbaren Wohnraum bzw. sozial geförderten Wohnraum nach Möglich-
keit unterzubringen. Wegen der Masse der bereits anderweitig zu berücksichtigenden 
zahlreichen Bindungen kann das Ziel des sozial geförderten Wohnungsbaus hier 
nicht zusätzlich verfolgt werden, da sonst die Investition generell in Frage zu stellen 
wäre. 
Bei Neuvermietungen oder Eigentumsmaßnahmen sollen eher marktübliche Erträge 
berücksichtigt werden. Das durch die Planung ausgewiesene Wohnungsangebot 
wird eher als Beitrag dazu gesehen, dass anderweitig günstige Bestandswohnungen 
freigezogen und dem Markt zur Verfügung gestellt werden können. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
  



 

 

38 

 

I/B Äußerung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 1: Amprion GmbH 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es sind keine Höchstspannungsleitungen betroffen. Diesbezügliche Planungen lie-
gen aus heutiger Sicht nicht vor. Bezüglich weiterer Versorgungsleitungen wurden 
die zuständigen Unternehmen im Verfahren beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: AVEA GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die Anforderungen in Bezug auf die Stellflächen für Abfallsammelbehälter werden im 
Rahmen der Freiraumplanung gemäß den Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung 
der Stadt Leverkusen berücksichtigt. Für die vier aufstehenden Wohngebäude im 
sonstigen Sondergebiet (SO) wird jeweils ein Müllstellplatz in der Nähe des jeweili-
gen Hauseinganges vorgesehen. Im Vorhaben- und Erschließungsplan werden hier-
für entsprechende Flächen vorgehalten. Die Müllstellplätze werden mit Stabgitterzäu-
nen eingefasst und mit einem Sichtschutz versehen. Der Zugang zu den Müllstellplät-
zen erfolgt jeweils von den Freiflächen innerhalb des Plangebietes aus. Die Müllton-
nen sollen jeweils am Vorabend des Abholtages an der Charlottenburger Straße auf-
gestellt werden. Dafür wird im Rahmen des Vorhabens die Installation eines Haus-
meisterdienstes vorgesehen. Eine Platzierung der Müllaufstellflächen unmittelbar an 
den erschließenden Verkehrsflächen ist somit nicht erforderlich. Die Entleerung der 
Container wird ohne nennenswerte Beeinträchtigungen des Verkehrsflusses möglich 
sein. 
 
Für den Handels- und Dienstleistungsbetrieb wird ein Müllstellplatz östlich des Ge-
bäudekomplexes an der Berliner Straße vorgesehen. Die Abholung durch die Abfall-
wirtschaftsbetriebe erfolgt über die Berliner Straße. 
 
Ein Altglas- und Altkleider-Standort (Wertstoffcontainer) der AVEA ist unweit des 
Plangebietes (ca. 150 m) am Höfer Weg vorhanden. Auf eine Installation innerhalb 
des Plangebietes soll daher verzichtet werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Innerhalb des Plangebietes wird 
ein Erfordernis für die Aufstellung von Wertstoffcontainern nicht gesehen.  
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I/B 3: Bundeswehr 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Belange der Bundeswehr sind durch die Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die im Geh- bzw. Fahrbahnbereich vorhandenen Stromleitungen werden im Rahmen 
der Erschließungsplanung in Abstimmung mit dem Versorgungsträger berücksichtigt. 
Die Leitungen sind bereits über öffentliche Straßenverkehrsflächen planungsrechtlich 
gesichert, sodass weitere Maßnahmen auf Ebene des Bebauungsplanes nicht erfor-
derlich sind. Im Bereich der umgebenden Gehwege finden teilweise Grundstücksneu-
ordnungen sowie die Neuanlage der Ausbaumaßnahmen statt. Hierüber kann eine 
Vereinbarung von Dienstbarkeiten oder die Verlegung vorzufindender Stromleitungen 
(ggf. Hochspannung) erforderlich werden. Die Kosten gehen zu Lasten der Eingriffs-
verursacher. 
 
Weitere bestehende Versorgungsleitungen der Energieversorgung Leverkusen 
GmbH & Co. KG sind durch die Planung nicht betroffen. Der Träger wird im Zuge der 
Erschließungsplanung beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/B 5: E-Plus Gruppe 

 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der E-Plus Gruppe betroffen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 6: Handelsverband Nordrhein-Westfalen 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Handelsverbandes Nordrhein-Westfalen bestehen keine Bedenken ge-
gen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 7: Industrie- und Handelskammer 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Untersuchungen zur Einzelhandelsverträglichkeit wurden im weiteren Verfahren 
konkretisiert. Die zulässige maximale Verkaufsfläche wird durch die Festsetzung von 
Verkaufsflächenzahlen (VKZ) im vorhabenbezogenen Bebauungsplan – analog zu 
den Vorgaben des Einzelhandelsgutachtens – für das Sortiment Nahrungs- und Ge-
nussmittel auf maximal 800 m² sowie für Drogeriewaren auf maximal 750 m² be-
grenzt. Diese Verkaufsflächen sind gemäß Gutachten als städtebaulich und versor-
gungsstrukturell verträglich anzusehen. Relevante Umsatzumverteilungen werden 
nicht hervorgerufen. Somit sind keine nennenswerten Beeinträchtigungen der umlie-
genden „Zentralen Versorgungsbereiche“ innerhalb des Leverkusener Stadtgebietes 
und in den angrenzenden Kommunen zu erwarten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Seitens der Industrie- und Han-
delskammer wird das Planvorhaben begrüßt. 
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I/B 8: LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
In den vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird folgender Hinweis aufgenommen: 
„Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath,  
Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal 
und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes 
für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.“ 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 9: LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die unter Denkmalschutz gestellten Gebäude Berliner Straße 42 (Alte Bürgermeiste-
rei) und 46 (Nepomuk-Kapelle) sind durch den Bebauungsplan nicht konkret erfasst.  
Eine Beschreibung der Baudenkmäler wird in die Begründung aufgenommen. Eine 
entsprechende hinweisende Darstellung dieser Objekte außerhalb des Plangebietes 
wird für nicht erforderlich erachtet, da eine Beeinträchtigung der Denkmäler durch die 
Planung nicht zu erwarten ist.  
 
Hinsichtlich des Gebäudes Berliner Straße 39 sind der Erhalt und eingehende 
Schutzmaßnahmen vorgesehen. Deren Umsetzung wird über den Bebauungsplan 
und Vorhaben- und Erschließungsplan sowie dessen eingehenden Durchführungs-
vertrag sichergestellt. 
 
Das gegenständliche Baudenkmal ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 
als Denkmal nachrichtlich übernommen. Zum Schutz vor Kollisionen – insbesondere 
für das denkmalgeschützte Gebäude der Berliner Straße 39 – werden im Plangebiet 
z. T. Poller entlang der Fahrbahnbegrenzungen aufgestellt. Aus statischen Gründen 
(Statische Berechnung Außenwand Gewölbekeller vom 03.02.2020 gem. Anlage 12 
der Vorlage) werden im Bereich des Gewölbekellers Stützmauern errichtet, diese sol-
len den seitens Schwerlastverkehr aufkommenden Erddruck abfangen. Die aus ei-
nem Gutachten hervorgehenden Schutzmaßnahmen gegen Erddruck (Schutzmauer), 
u.a. aufgrund frequentierender LKW, sollen realisiert werden. Entsprechendes wird 
über den Durchführungsvertrag gesichert.  
Darüber hinaus wurde in eine gutachterliche Stellungnahme über die zu erwartenden 
Erschütterungen seitens der Berliner Straße und gegenüber den Schwerlastverkeh-
ren im Plangebiet untersucht. 
Eine nach DIN 4150 (Teil 3) nachzuhaltende Schädigung des denkmalgeschützten 
Gebäudes durch Erschütterungen bzw. davon auszugehenden Umlagerungen des 
Bodens kann weitestgehend ausgeschlossen werden. 
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Weitere denkmalschutzrechtliche Anforderungen der Innenausstattung und der Ge-
bäudegestaltung sowie der Gebäudekonstruktion können im Rahmen der Baugeneh-
migungsverfahren denkmalschutzrechtlich nachgehalten werden. Weitergehende Re-
gelungen auf Ebene des Bebauungsplanes werden für nicht erforderlich erachtet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird in Teilen 
gefolgt.  
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I/B 10:  Nahverkehr Rheinland GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Stadt Leverkusen verfolgt das Ziel einer Stärkung des Umweltverbundes am Mo-
dal Split sowie einer möglichst umweltfreundlichen Verkehrsabwicklung. Durch die 
Planung werden eine Umstrukturierung und Nutzungsintensivierung an einem inte-
grierten Standort vorbereitet. Dadurch ist grundsätzlich mit einem niedrigeren, zu-
sätzlich hervorgerufenen Verkehrsaufkommen zu rechnen als durch die Entwicklung 
autoaffiner Standort in Stadtrandlagen. 
 
Durch die Stärkung der Nahversorgung am Standort Fettehenne wird für die Bewoh-
ner der umliegenden Wohnsiedlungen die Möglichkeit geschaffen, einen Großteil ih-
rer Einkäufe zu Fuß oder mit dem Fahrrad zu erledigen. Über die unmittelbar am 
Plangebiet gelegene Bushaltestelle Teltower Straße besteht eine gute Anbindung an 
das städtische ÖPNV-Netz. Von hier aus verkehren jeweils im 20-Minuten-Takt 
Busse der Linie SB 22 sowie im Stundentakt Busse der Linie 208. Mit der Linie der 
SB 22 im 20-Minuten-Takt besteht eine direkte Verbindung zum Bahnhof Leverkusen 
Mitte (Fahrzeit: 20 min). 
 
Zur Stärkung des Radverkehrs sieht die Planung die Schaffung eines großzügigen 
Angebotes an Fahrradstellplätzen vor. So werden im Bereich der Stellplatzfläche an 
der Berliner Straße zwei Stellplatzanlagen für jeweils 11 Fahrräder vorgesehen, die 
vorwiegend den Kunden der Einzelhandelsbetriebe zur Verfügung stehen sollen. 
Sechs Fahrradstellplätze sind im Eingangsbereich der geplanten Neubauten an der 
Berliner Straße im Südosten des Plangebietes vorgesehen. Hinzu kommen jeweils 
14 Fahrradstellplätze im unteren Garagengeschoss sowie östlich des projektierten 
Drogeriemarktes, welche vorwiegend den Mitarbeiten zur Verfügung gestellt werden 
sollen. 
 
Für die künftigen Bewohner (und Besucher) des Plangebietes werden Fahrradboxen 
für insgesamt 50 Fahrräder auf den Dachflächen des L-Riegels geschaffen. Im obe-
ren Garagengeschoss werden weitere 20 Fahrradstellplätze zur Verfügung gestellt. 
 
Im Sinne einer Stärkung der E-Mobilität sieht die Vorhabenplanung die Errichtung 
von insgesamt 13 Anschlussmöglichkeiten für Elektrofahrzeuge in den Garagenge-
schossen vor, davon neun im oberen und zwei im unteren Garagengeschoss sowie 
zwei auf den Dachflächen der Handelsnutzungen. Des Weiteren ist die Schaffung 
von Lademöglichkeiten für E-Fahrräder geplant. Die Stellplätze bieten in der Regel 
ausreichend Raum für das Abstellen von Lastenrädern und können wahlweise mit 
Witterungsschutz ausgestattet werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zur Erläuterung der ÖPNV-Erschließung des Plangebietes wird ge-
folgt.  
Den Anregungen zur Positionierung und zur Ausgestaltung der Fahrradabstellanla-
gen wird in Teilen gefolgt. 
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I/B 11: Pledoc GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Pledoc GmbH betroffen. Bezüglich weiterer 
Versorgungsleitungen wurden die zuständigen Unternehmen im Verfahren beteiligt. 

 

Aufgrund der bereits im Bestand vollständigen Versiegelung des Plangebietes kann 
auf einen naturschutzfachlichen Ausgleich verzichtet werden. Planexterne Ausgleichs-
flächen sind somit nicht Gegenstand der Planung.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/B 12: PolizeiNRW 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Polizei NRW bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Die Hin-
weise zur Kriminalprävention werden an den Vorhabenträger weitergeleitet und im 
Rahmen der Ausführungsplanung geprüft.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 13: Rheinisch-Bergischer Kreis 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Rheinisch-Bergischen Kreises bestehen keine Bedenken gegen die Pla-
nung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 14: Technische Betriebe Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Technischen Betriebe Leverkusen bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. Das Plangebiet ist vollständig durch das städtische Entwässerungssystem 
erschlossen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 15: Unitymedia 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Unitymedia NRW GmbH bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
Ggf. erforderliche Abstimmungen zu Leitungsumlegungen bzw. Neuverlegungen er-
folgen im Vorfeld der Bauantragsstellung bzw. im Rahmen der Erschließungsverein-
barungen. Durch Grundstücksneuordnungen oder Neugestaltung von öffentlichen Er-
schließungsflächen im Rahmen der aufgezeigten Leitungstrassen für Elektro- und 
Fernmeldekabel werden voraussichtlich Verlegungen erforderlich, die Aufwendungen 
sind durch den Wegebaulastträger bzw. Verursacher zu übernehmen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 16: Vodafone 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Durch die Planung sind keine Belange der Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutsch-
land GmbH betroffen. Bezüglich weiterer Versorgungsleitungen wurden die zuständi-
gen Unternehmen im Verfahren beteiligt. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
  



 

 

73 

 

I/B 17: WFL GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gemäß dem vorliegenden Einzelhandelsgutachten wird für das Sortiment Nahrungs- 
und Genussmittel eine maximale Umsatzumverteilung von 9,85 Mio. €, für das Sorti-
ment Drogeriewaren von 2,85 Mio. € als städtebaulich und versorgungsstrukturell 
verträglich angesehen. Auf dieser Grundlage wurden wiederum die städtebaulich und 
versorgungsstrukturell maximal verträglichen Verkaufsflächen in den Sortimenten 
Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren ermittelt. Im Sinne einer Worst-
Case-Betrachtung wurden hier jeweils die üblicherweise zu erzielenden Flächenpro-
duktivitäten der in den jeweiligen Sortimenten anzunehmenden leistungsstärksten 
Anbieter zu Rate gezogen. 
 
Demnach ergibt sich für den im Plangebiet vorgesehenen Lebensmitteldiscounter 
eine maximal verträgliche Verkaufsfläche von 800 m². Für den geplanten Drogerie-
markt ist eine Verkaufsfläche von 750 m² nicht zu überschreiten. Die weiteren im 
Plangebiet vorgesehenen Einzelhandelsbetriebe sind hinsichtlich möglicher Um-
satzumverteilungen zu vernachlässigen. 
 
Die maximal zulässigen Verkaufsflächen werden daher durch die Festsetzung von 
Verkaufsflächenzahlen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan planungsrechtlich 
abgesichert. Hierüber wird die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters mit einer 
maximalen Verkaufsfläche von 800 m² sowie eines Drogeriefachmarktes mit einer 
maximalen Verkaufsfläche von 750 m² ermöglicht. Hinzu kommen weitere kleinere 
Einheiten für Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe in einer Größenordnung 
von insgesamt bis zu 350 m². Somit stehen in Summe bis zu 1.900 m² Verkaufsflä-
che am Standort zur Verfügung. 
 
Zusätzliche Verkaufsflächen wie die im Rahmen des vormals vorgesehenen 1.150 m² 
große Lebensmitteldiscounters können zwar für sich betrachtet zur Standortsiche-
rung beitragen. Gegenüber den konkurrierenden Zentren in Schlebusch und Steinbü-
chel stellt sich allerdings die Reduzierung auf 800 m² im Zusammenhang mit den an-
deren Nutzflächen für den Einzelhandel verträglicher dar. Die Vorhabenträgerin sieht 
in diesem Zusammenhang sowie aufgrund der aktuellen Realisierungsmöglichkeiten 
keine nachteilige Standortsicherung. 
 
Gemäß den Zielen des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Leverkusen ist neben der 
Entwicklung des Zentralen Versorgungsbereiches Fettehenne auch der Fortbestand 
der umliegenden Zentralen Versorgungsbereiche sowohl innerhalb des Leverkusener 
Stadtgebietes als auch in den angrenzenden Kommunen langfristig zu sichern.  
 
Zu 1. 
Gemäß Einzelhandelsgutachten wird für das Stadtbezirkszentrum Schlebusch eine 
Umsatzumverteilung von 8,5 % (entspricht 1,6 Mio. €) als verträgliche Größenanord-
nung angesehen. Höhere Umsatzeinbußen würden zu einer Gefährdung der Funkti-
onsfähigkeit des Stadtteilzentrums führen. Eine Erhöhung der Verkaufsfläche des ge-
planten Lebensmittelmarktes am Standort Fettehenne auf 1.150 m² würde mit einem 
Umsatzabfluss vom Standort Schlebusch um 13,5 % (entspricht 2,55 €) einhergehen. 
Auch unter Berücksichtigung des aktuellen Kaufkraftabflusses von „Fettehenne“ nach 
Schlebusch wird eine Umsatzumverteilung in dieser Größenordnung aus versor-
gungsstruktureller Sicht nicht empfohlen. 
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Im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens Nahversorgungszentrum Fettehenne mit 
den Verkaufsflächen in der geplanten Größenordnung (800 m² Lebensmittelmarkt, 
750 m² Drogeriemarkt) kann derzeitige Kaufkraftabfluss in die benachbarten Nach-
barstadtteile (insbesondere Schlebusch) korrigiert und sortimentsgerecht vor Ort ge-
bunden werden – ohne eine Gefährdung der umliegenden Versorgungszentren her-
beizuführen. 
 
Zu 2. 
Da durch das ausdifferenzierte Einzelhandelsangebot (Festsetzung der Sorti-
mentsanteile) im Plangebiet auch mit einer gewissen Agglomerationswirkung zu 
rechnen ist, werden die genannten Verkaufsflächen als deutlich ausreichend betrach-
tet, um die angestrebte Ausbildung des Standortes als Nahversorgungszentrum lang-
fristig zu sichern. Aufgrund der attraktiven Lage des Projektstandortes können somit 
auch Marktkonzepte in einer Größenordnung von 800 m² für Nahrungs- und Genuss-
mittel wirtschaftlich betrieben werden. Dies bestätigt sich durch entsprechende Inte-
ressensbekundungen mehrerer potenzieller Betreiber. Zugleich werden die Verkaufs-
leistungen der ggf. konkurrierenden Einzelhandelszentren aufeinander abgestimmt. 
 
Die Planung setzt somit die angestrebte Stärkung des Standortes Fettehenne als 
Nahversorgungszentrum und den Fortbestand der umliegenden Versorgungszentren 
in ein ausgewogenes Verhältnis – auch unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Inte-
ressen, wie der Schaffung bzw. dem Erhalt von Arbeitsplätzen im qualifizierten Ein-
zelhandel. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Hinweis: 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes haben die Eingaben-
steller zuletzt Stellung bezogen. Auf Grundlage der geringeren Verkaufsflächen (u.a. 
max. 800 m² für den Lebensmitteldiscounter) sowie auf Grundlage der einhergehen-
den Festsetzungen über das Nutzungsmaß wird die Projektierung als wirtschaftlich 
und städtebaulich tragbares Konzept gesehen. 
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I/B 18: Stadt Burscheid 

 
 
  



 

 

78 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Das Einzelhandelsgutachten der CIMA wurde im weiteren Verfahren im Hinblick auf 
die Belange der Stadt Burscheid ergänzt. Demnach ergibt sich durch die Planung für 
den zentralen Versorgungsbereich der Burscheider Innenstadt ein Kaufkraftabfluss 
im Sortiment Nahrungs- und Genussmittel von lediglich 1,5 %. 
 
Im Sortiment Drogeriewaren ist für die vorhandenen Betriebe im Zentralen Versor-
gungsbereich der Burscheider Innenstadt mit einem Umsatzrückgang von 5,3 % zu 
rechnen. Angesicht des üblicherweise anzusetzenden Schwellenwertes der Abwä-
gungsrelevanz von 7 % kann sowohl eine Gefährdung des Zentralen Versorgungsbe-
reiches als auch eine wesentliche Beeinträchtigung der übrigen wohnortnahen Ver-
sorgung weitestgehend ausgeschlossen werden. 
 
Somit werden durch die Planungen keine für die Stadt Burscheid relevanten Um-
satzumverteilungen hervorgerufen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Anregung zwecks Ergänzung der Einzelhandelsuntersuchung in Bezug auf die 
Belange der Stadt Burscheid wurde in Teilen gefolgt.  
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I/B 19: Stadt Monheim 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Monheim bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C Äußerung der Dienststellen der Stadt Leverkusen 
 
I/C 1: Fachbereich 32 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu Natur-, Landschafts-/Artenschutz 
Das Plangebiet stellt sich, bis auf wenige Grünflächen entlang der Charlottenburger 
und der Berliner Straße, ausschließlich als versiegelte Fläche, aus Verkehrs- und 
Gebäudestrukturen dar. Aufgrund der hohen Versiegelung stellt sich das Plangebiet 
hinsichtlich der biologischen Vielfalt als arten- und strukturarm dar. Im Rahmen einer 
Artenschutzprüfung wurde das Vorhandensein planungsrelevanter Tier- und Pflan-
zenarten ausgeschlossen. Aufgrund der geringen Lebensraumqualität kommt dem 
Plangebiet lediglich eine sehr geringe Bedeutung als Lebensraum zu. Durch die Pla-
nung entsteht keine artenschutzrechtliche Betroffenheit. 
 
Zu Klima/Luft 
Die Planung sieht eine vorwiegende Verortung der Wohnnutzungen im geschützte-
ren Teil im Norden des Plangebietes an der Charlottenburger Straße vor. An der Ber-
liner Straße ist lediglich eine Dachgeschosswohnung vorgesehen, wobei die schutz-
würdigen Aufenthaltsräume vorwiegend zu der straßenabgewandten Seite ausge-
richtet werden sollen. An der Berliner Straße sind zu öffnende Fenster für Lüftungs-
zwecke nicht zulässig. 
 
Zu vorbeugender Immissionsschutz – öffentlicher Verkehrslärm 
Zur sachgemäßen Beurteilung möglicher Lärmauswirkungen wurde eine schalltechni-
sche Untersuchung durchgeführt. Zur Einstufung der auf das Plangebiet einwirken-
den Schallimmissionen wurde in Anbetracht der vorgesehenen Nutzungsmischung 
im Plangebiet auf die Orientierungswerte für Mischgebebiete nach DIN 18005 von 60 
dB(A) tags und 50 dB(A) nachts abgestellt. Für den nordöstlichen, erweiterten Gel-
tungsbereich im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die Orientierungswerte 
für Allgemeine Wohngebiete nach DIN 18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts 
berücksichtigt. 
 
Eine Überschreitung der Orientierungswerte ist demnach vorwiegend an den stra-
ßenseitigen Fassaden an der Berliner Straße festzustellen. So werden für die hiesi-
gen Fassaden Beurteilungspegel von 71 dB(A) bis 73 dB(A) tags sowie von 59 dB(A) 
bis 61 dB(A) nachts prognostiziert. An den seitlichen Fassaden der Gebäude entlang 
der Berliner Straße liegen die errechneten Beurteilungspegel zwischen 62 dB(A) und 
68 dB(A) tags bzw. zwischen 50 dB(A) und 57 dB(A) nachts. 
 
Im Übrigen sind Überschreitungen der Orientierungswerte für Mischgebiete von ma-
ximal 5 dB(A) tags und 3 dB(A) nachts lediglich für einzelne Abschnitte den Südfas-
saden der auf dem L-Riegel aufragenden Wohngebäude zu verzeichnen. Die Orien-
tierungswerte für allgemeine Wohngebiete werden im nordöstlichen Bereich tagsüber 
um 2 dB(A) und nachts um 1 dB(A) überschritten. An allen anderen Fassaden kön-
nen durch die Eigenabschirmung der Gebäude sowie die gegenseitige Abschirmung 
der Gebäude die Orientierungswerte für ein Mischgebiet eingehalten, großenteils so-
gar deutlich unterschritten werden. 
 
Aufgrund der erhöhten Lärmwerte entlang der Berliner Straße sollen die hiesigen Ge-
bäude vorwiegend gewerblichen Nutzungen zugeführt werden. Die ruhigeren Berei-
che (aufstehende Gebäude entlang der Charlottenburger Straße) werden hingegen 
einer Wohnnutzung zugeführt. 
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Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden zur Sicherstellung gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse folgende Maßnahmen zum passiven Schallschutz festge-
setzt:  
 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile schutzbe-
dürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach DIN 4109-1 „Schall-
schutz im Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen“, Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 
4109-1:2018-01) auszubilden. Die dafür maßgeblichen Außenlärmpegel sind der Pla-
nurkunde zu entnehmen. Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist 
die Eignung der für die Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach 
den Kriterien der DIN 4109 (Januar 2018) nachzuweisen. 
 
Bei Wohnungen sind die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster 
zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen, mit einer geeigne-
ten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten (z. B. schallgedämmte Lüftungssys-
teme). 
 
An Fassaden der Gebäude entlang der Berliner Straße sind zu öffnende Fenster zu 
Wohn- und Schlafräumen unzulässig. Hierbei handelt es sich um diejenigen Fassa-
den mit Beurteilungspegeln von z. T. über 70 dB(A), sodass die Grenze zur Gesund-
heitsgefährdung deutlich überschritten ist. Die Planungen sehen in diesem Bereich 
lediglich eine neue Wohnung im Dachgeschoss vor. Hier empfiehlt sich entsprechend 
eine Ausrichtung der schutzbedürftigen Räume zu der lärmabgewandten Seite. Un-
abhängig von dieser Festsetzung besteht die Möglichkeit an den Fensterrahmen Vor-
richtungen vorzusehen, die ein zeitweiliges Öffnen der Fenster ausschließlich zu Rei-
nigungszwecken ermöglichen. 
 
Zum Schutz der Außenwohnbereiche wird festgesetzt, dass mit dem Gebäude bau-
lich verbundene Außenwohnbereiche von Wohnungen an Fassaden mit Beurtei-
lungspegeln von > 62 dB(A) (Grenze zur Gesundheitsgefährdung) tags nur als ver-
glaster Vorbau oder verglaste Loggia zulässig sind. Bei Wohnungen, die über min-
destens einen weiteren mit dem Gebäude baulich verbundenen Außenwohnbereich 
mit einem niedrigeren Beurteilungspegel verfügen, kann von dieser Festsetzung ab-
gewichen werden. Ziel der Festsetzung ist es, den zukünftigen Nutzern des Plange-
bietes ruhige Freibereiche zur Verfügung zu stellen. 
 
Die Beschriftung der maßgeblichen Außenlärmpegel in der Planzeichnung wird im 
südlichen Bereich ergänzt („75 dB(A)“). 
 
Zu Wasser 
Die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Regenwassers erfolgt im 
Trennsystem über die vorhandene Kanalisation in den umliegenden Straßen. Seitens 
der Technischen Betriebe Leverkusen werden aus entwässerungstechnischer Sicht 
keine Bedenken gegen die Planung vorgetragen. Die vorhandenen Kanäle sind für 
das geplante Vorhaben ausreichend dimensioniert. 
 
Die im Rahmen des Vorhabens vorgesehene Dachbegrünung wird durch entspre-
chende Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gesichert. So sind 
die Dachflächen baulicher Anlagen mit Flachdach mit einer Höhe oberhalb von 
118,0 m ü NHN mit einer extensiven Dachbegrünung (Aufbauhöhe mind. 10 cm zzgl. 
Drainageschicht) zu versehen. Diese Festsetzung betrifft die vier projektierten auf 
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den Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse aufstehenden Ge-
bäude im sonstigen Sondergebiet (SO). 
 
Im Übrigen sind im sonstigen Sondergebiet (SO) die Dachflächen baulicher Anlagen 
mit Flachdach mit einer Substratschicht von mindestens 60 cm zu versehen und, so-
fern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden (z. B. Wege, Terras-
sen oder Stellplätze), intensiv zu begrünen. Durch diese Festsetzung wird die inten-
sive Begrünung der Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse vor-
bereitet. 
 
Diese Festsetzung erfolgt auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB (Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen), da es sich bei der Dachbe-
grünung nicht ausschließlich um Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich 
der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB bzw. um Flächen für die Wasserwirtschaft im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB handelt. 
 
Die Ausführungen in Kapitel 2.3.4 des Umweltberichtes in Bezug auf die Existenz 
von Wasserschutzgebieten und Grundwasserkörpern werden korrigiert. Es wird auf 
die Existenz des Grundwasserkörpers „Tertiär der östlichen Randstaffel der Nieder-
rheinischen Bucht“ hingewiesen. Eine Betroffenheit durch die vorliegende Planung 
kann ausgeschlossen werden. 
 
Die Anregungen zur Baugrund- und Gründungsbeurteilung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Zu Altlasten 
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche Bodenveränderun-
gen im Plangebiet vor. 
 
Zu vorsorgender Bodenschutz 
Die Durchführung der Planung bewirkt im Plangebiet keine Inanspruchnahme von 
unversiegelten Flächen. Zudem besteht bereits im Bestand eine gute Erschließung 
für die geplante Nutzung. Die Überplanung der bislang versiegelten Flächen führt zu 
einer Umstrukturierung und Nutzungsintensivierung der ohnehin schon genutzten 
Flächen. 
 
Zu gewerblicher Immissionsschutz 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden umfassende Festsetzungen zur Um-
setzung passiver Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor Verkehrslärm getroffen. 
Die zulässige Ausgestaltung der Gebäudetechnik sowie der Garagenzufahrten richtet 
sich nach dem Schutzanspruch der im Plangebiet vorgesehenen Wohnnutzungen. 
Entsprechende Nachweise über die Einhaltung der entsprechenden Richtwerte sind 
somit im Rahmen der Bauanträge zu erbringen. Die Aufnahmen weiterer diesbezügli-
cher Regelungen in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden daher für nicht 
erforderlich erachtet. 
 
Die Anzahl und Anordnung der im Plangebiet vorgesehen Stellplätze ergibt sich un-
mittelbar aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan. Demnach ist im Rahmen der 
Planungen die Einrichtung von insgesamt 124 privaten Stellplätzen vorgesehen. Im 
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Bereich der Charlottenburger Straße werden die im Bestand vorhandenen Schräg-
parker durch Längsparker ersetzt. Die Anzahl der öffentlichen Parkstände wird 
dadurch geringfügig reduziert (von derzeit 16 auf künftig 11 Stück). 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze ein-
schließlich Behindertenstellplätzen entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. 
 
Im oberen Parkgeschoss sind 46 Stellplätze geplant. Auf den Dachflächen der Han-
delsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, nicht überdachte Stellplätze vorgesehen 
– davon je sechs als Längsparker entlang einer Zufahrt zwischen den beiden geplan-
ten östlichen Wohngebäuden sowie als Querparker im östlichen Verlauf der Charlot-
tenburger Straße. 
 

Für den Lebensmittelmarkt und den Drogeriemarkt sind täglich fünf Lkw-Anlieferun-
gen vorgesehen. Der Anlieferverkehr soll über die Zufahrt an der Berliner Straße in 
das Plangebiet geleitet werden. Um die Anlieferungsprozesse möglichst störungsfrei 
für den sonstigen Verkehr abwickeln zu können wird im Erdgeschoss zwischen dem 
geplanten Lebensmittelmarkt sowie dem unteren Parkdeck eine integrierte Anliefer-
zone vorgesehen. Im Sinne der Verkehrssicherheit und zum Schutz der umliegenden 
Gebäude – insbesondere dem denkmalgeschützten Bau der Berliner Straße 39 – 
werden im Plangebiet teilweise Poller entlang der Fahrbahnbegrenzungen aufge-
stellt. 

Die Lieferfahrzeuge fahren rückwärts in die Lieferzone ein. Die Entladung erfolgt über 
das Fahrzeugheck mittels Ladebordwänden oder bauseitig vorhandener fester Lade-
rampen oder Hubtische.  

 
Zu Abfall 
Die Anforderungen in Bezug auf die Stellflächen für Abfallsammelbehälter werden im 
Rahmen der Freiraumplanung gemäß den Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung 
der Stadt Leverkusen berücksichtigt. Für die vier aufstehenden Wohngebäude im 
sonstigen Sondergebiet (SO) wird jeweils ein Müllstellplatz in der Nähe des jeweili-
gen Hauseinganges vorgesehen. Im Vorhaben- und Erschließungsplan werden hier-
für entsprechende Flächen vorgehalten. Die Müllstellplätze werden mit Stabgitterzäu-
nen eingefasst und mit einem Sichtschutz versehen. Der Zugang zu den Müllstellplät-
zen erfolgt jeweils von den Freiflächen innerhalb des Plangebietes aus. Die Müllton-
nen sollen jeweils am Vorabend des Abholtages an der Charlottenburger Straße auf-
gestellt werden. Dafür wird im Rahmen des Vorhabens die Installation eines Haus-
meisterdienstes vorgesehen. Eine Platzierung der Müllaufstellflächen unmittelbar an 
den erschließenden Verkehrsflächen ist somit nicht erforderlich. Die Entleerung der 
Container wird ohne nennenswerte Beeinträchtigungen des Verkehrsflusses möglich 
sein. 
 
Für den Handels- und Dienstleistungsbetrieb wird ein Müllstellplatz östlich des Ge-
bäudekomplexes an der Berliner Straße vorgesehen. Die Abholung durch die Abfall-
wirtschaftsbetriebe erfolgt über die Berliner Straße. 
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Zu Entsorgung Bodenaushub 
In den Bereichen mit Bodenauffüllungen werden Eingriffe in den Boden fachgut-
achterlich begleitet. Die Untere Abfallwirtschaftsbehörde Leverkusen wird im Zusam-
menhang mit dem Rückbau der Bestandsgebäude im Vorfeld der Bautätigkeiten be-
teiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird weitestge-
hend gefolgt. 
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I/C 2: Fachbereich 51 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Eine Kindertagesstätte ist nicht Bestandteil der vorliegenden Planung. Ziel der Stadt 
Leverkusen, ist mit der vorliegenden Planung neben der Aktivierung des Nahversor-
gungszentrums die hohe Wohnraumnachfrage in Leverkusen zu decken.  
 
Das Plangebiet stellt sich darüber hinaus aufgrund der erforderlichen Rahmenbedin-
gungen als Standort für eine Kinderbetreuungseinrichtung als nicht geeignet dar. Für 
die genannten Bedarfe an Betreuungsplätzen ist ein erhöhter Flächenbedarf notwen-
dig. Auch gehen mit einer Kita-Nutzung in dieser Größenordnung aufgrund der damit 
erzeugten Verkehrsmengen wesentliche Auswirkungen auf den Straßenverkehr ein-
her.  
Um der Nachfrage nach neuen Standorten für Kindertagesstätten gerecht zu werden, 
hat der Rat der Stadt Leverkusen am 16.10.2017 einen Grundsatzbeschluss „Tages-
einrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grundsatzbeschluss über Neubau-, Anbau 
und Umbaumaßnahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruches und Erreichung 
einer bedarfsgerechten Versorgung von Kindern im Alter zwischen einem Jahr bis 
zum Schuleintritt“ (Vorlage Nr. 2017/1790) einstimmig gefasst. 
 
Hiernach ist vorgesehen, im Stadtteil Steinbüchel, also im näheren Umfeld des Plan-
gebietes, drei weitere große Kindertagesstätten zu errichten. 
Es kann kurz- bis mittelfristig ein Angebot an neuen Kindertagesstätten im näheren 
Umfeld des Plangebietes zur Verfügung gestellt werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Die Umsetzung einer Kita wurde 
geprüft. Die Investition bietet hierzu keine Möglichkeit.  
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I/C 3: Fachbereich 63 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
 
Zu Denkmalschutz 
Das im Plangebiet vorhandene denkmalgeschützte Gebäude Berliner Straße 39 wird 
durch die Planung optisch „freigestellt“ und durch die neu geplante Gebäudestruktur 
eingerahmt. Die geplanten Gebäude entlang der Berliner Straße weisen eine dem 
Denkmal ähnliche Gebäudehöhe und -kubatur auf. So erhalten auch diese Gebäude 
– entsprechend dem Denkmal – ein Satteldach und werden traufständig zur Berliner 
Straße ausgerichtet. Aufgrund der Geländeneigung werden die Neubauten das 
Denkmal um rund 1 m überragen. Der geplante L-förmige Gebäudekomplex wird die 
Traufhöhe des Denkmals ebenfalls um lediglich rund 1 m überragen. Der Abstand 
zwischen den Neubauten und dem Denkmal beträgt mindestens 12 m. Die vorgese-
henen Wohngebäude auf der Dachfläche des L-Riegels sind nochmal um mindes-
tens 5 m Richtung Norden vom südlichen Abschluss des L-Riegels abgerückt. Eine 
nennenswerte optische Beeinträchtigung des Denkmals wird somit durch die Planung 
nicht hervorgerufen. 
 
Die Ausführungen in der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wer-
den dahingehend modifiziert bzw. ergänzt.  
 
Zu Infrastruktur und Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Im Bereich des Gewölbekellers des denkmalgeschützten Gebäudes Berliner  
Straße 39 wird eine zusätzliche Stütz- oder Entlastungsmauer errichtet. Die durch 
Schwerverkehr aus gelösten Scher- oder Drucklasten werden dadurch sinnvoll abge-
fangen. Eine entsprechende statische Berechnung wurde im Verfahren erstellt. Die 
erforderliche Maßnahme wird über den Durchführungsvertrag gesichert. Darüber hin-
aus wurden in einer gutachterlichen Stellungnahme hinsichtlich der zu erwartenden 
Erschütterungen im Plangebiet und seitens der Berliner Straße betrachtet. Mit einer 
Schädigung des denkmalgeschützten Gebäudes durch Erschütterungen und dadurch 
ausgelöste Umlagerungen des Bodens kann demnach nicht gerechnet werden. 
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Zu Gestaltungspläne (Abstandsflächen) 
Als Maßnahme der planungsrechtlichen Konfliktbewältigung wurde an der Ostgrenze 
ein Wohngrundstück nach § 12 Abs. 4 BauGB in den Geltungsbereich des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans (nicht in den Vorhaben- und Erschließungsplan) einbe-
zogen. 
 
Auf einem gut 8 m langen Streifen entlang der östlichen Grenze des Geltungsberei-
ches des Vorhaben- und Erschließungsplans wird gemäß § 9 Abs. 2a BauGB eine 
vom Bauordnungsrecht abweichende Tiefe der Abstandsflächen festgesetzt. In die-
sem Bereich beträgt die erforderliche Tiefe der Abstandsflächen von Außenwänden 
von Gebäuden 0,0 H. Somit wird für diesen Bereich ein Heranrücken der Bebauung 
bis zur Grundstücksgrenze bis zu der maximal zulässigen Gebäudehöhe von 
118,0 m ü NHN ermöglicht. 
 
Für das allgemeine Wohngebiet (WA) wird eine abweichende Bauweise (a) festge-
setzt. Es gilt die offene Bauweise. Hiervon abweichend darf ohne seitlichen Grenzab-
stand bis zur maximal zulässigen Gebäudehöhe an die Grundstücksgrenze herange-
baut werden. 
 
Durch die genannten Festsetzungen wird zum einen planungsrechtlich sichergestellt, 
dass die in diesem Bereich vorgesehene grenzständige Bebauung der Handelsnut-
zungen – unabhängig vom Fortbestand der grenzständigen Bebauung auf dem 
Nachbargrundstück – zulässig ist. Zum anderen wird gewährleistet, dass die im Be-
stand vorhandene grenzständige Wohnbebauung auf dem Nachbargrundstück – un-
abhängig von dem projektierten Vorhaben – weiterhin bau- und planungsrechtlich ge-
nehmigungsfähig bleibt. 
 
Durch die genannte Festsetzung kommt es zu keiner nennenswerten Beeinträchti-
gung von Belichtung, Belüftung und Besonnung im Plangebiet oder seiner Umge-
bung. Hinsichtlich des Brandschutzes bleibt die Anleiterbarkeit sowohl der Bestands-
gebäude als auch der projektierten Neubauten von der Charlottenburger Straße aus 
gewährleistet. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse bleiben gewahrt. 
 
Zu Verkehrskonzept/ruhender Verkehr 
Die Stadt Leverkusen strebt derzeit die Aufstellung einer Stellplatzsatzung im Sinne 
des § 48 Abs. 3 BauO NRW an. Ziel ist, die Anzahl der im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisenden Pkw- und Fahrradstellplätze verbindlich zu regeln und somit 
rechtliche Klarheit zu schaffen. Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung geht 
insbesondere mit einer erhöhten Anzahl an bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fahrradstellplätzen einher. 
 
Für das in Rede stehende Vorhaben werden die Richtzahlen des Entwurfes der Stell-
platzsatzung bereits vollumfänglich angewendet, um späteren Differenzen zwischen 
der hiesigen Planung und den grundsätzlich geltenden Stellplatzanforderungen der 
Stadt Leverkusen vorzubeugen. 
 
Gemäß dem vorliegenden Entwurf der Stellplatzsatzung sind je 100 m² Bruttogrund-
fläche in Mehrfamilienhäusern 1,3 Pkw- sowie 2,0 Fahrradstellplätze zu schaffen. Die 
Anzahl der erforderlichen Pkw-Stellplätze kann durch eine gute ÖPNV-Qualität am 
Standort (Bushaltestelle in max. 300 m Entfernung, mind. 15 min-Taktbedienung) um 



 

 

97 

 

10 % reduziert werden. Für die Wohnnutzungen im Plangebiet ergibt sich somit ein 
Bedarf von 41 Pkw- sowie 70 Fahrradstellplätzen. 
 
Die Planung sieht im oberen Garagengeschoss die Schaffung von 46 Pkw-Stellplät-
zen vor. Auf den Dachflächen der Handelsnutzungen sind weitere 12 oberirdische, 
nicht überdachte Stellplätze vorgesehen – davon sechs als Längsparker entlang ei-
ner Zufahrt zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie sechs 
als Querparker im östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. In Summe ergeben 
sich somit im Bereich der Wohnnutzungen 58 Stellplätze, was einem Überschuss von 
17 Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf entspricht.  
 
Von den erforderlichen Fahrradstellplätzen werden 20 Stück im oberen Garagenge-
schoss nachgewiesen. Die weiteren 50 erforderlichen Stellplätze sollen in oberirdi-
schen, überdachten, abschließbaren und leicht zugänglichen Fahrradboxen in der 
Nähe der jeweiligen Hauszugänge verortet werden. 
 
Für Einzelhandelsnutzungen sind gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung ein Pkw-Stell-
platz je 35 m² Verkaufsfläche sowie ein Fahrradstellplatz je 40 m² Verkaufsfläche zu 
schaffen. Auch hier besteht die Möglichkeit einer Reduzierung der zu schaffenden 
Pkw-Stellplätze um 10 % aufgrund der ÖPNV-Lagegunst. Für das begründete Vorha-
ben ergibt sich – angesichts einer Gesamtverkaufsfläche von 1.900 m² – somit ein 
Bedarf von 49 Pkw- und 48 Fahrradstellplätzen. 
 
Für die weiteren im Plangebiet verfügbaren Räumlichkeiten wird im Rahmen der 
Stellplatzberechnung eine Nutzung durch Arztpraxen angenommen. Diese Nutzung 
weist gemäß Entwurf der Stellplatzsatzung den höchsten Stellplatzbedarf auf (1 Pkw-
Stellplatz je 20 m² Nutzfläche abzgl. 10 % aufgrund von ÖPNV-Lagegunst und 1 
Fahrradstellplatz je 40 m² Nutzfläche). Der gewählte Ansatz ist somit als Worst-Case-
Szenario zu betrachten. Aufgrund dieser Nutzung ergibt sich ein weiterer Bedarf von 
14 Pkw- und 8 Fahrradstellplätzen. In Summe sind für die gewerblichen Nutzungen 
(einschließlich Praxen) im Plangebiet somit 63 Pkw- und 56 Fahrradstellplätze zu 
schaffen. 
 
Auf der Freifläche vor den Handelsnutzungen sollen 23 oberirdische Stellplätze (ein-
schließlich Behindertenstellplätze) entstehen. Im unteren Garagengeschoss sind 43 
Stellplätze vorgesehen. In Summe ergeben sich somit 66 Pkw-Stellplätze. Dies ent-
spricht einem Überschuss von drei Stellplätzen gegenüber dem ermittelten Bedarf. 
Dies wird angesichts der hohen Bedeutung des Plangebietes als Zentraler Versor-
gungsbereich für angemessen erachtet. 
 
Die erforderlichen Fahrradstellplätze für die gewerblichen Nutzungen werden großen-
teils durch die Bereitstellung von Fahrradbügeln bzw. Fahrradständern entlang der 
vorgelagerten Freifläche vor den Handelsnutzungen (22 Stück) sowie im Eingangs-
bereich der Gebäude an der Berliner Straße (6 Stück) geschaffen. Diese stehen vor-
wiegend den Kunden und Besuchern der gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
14 Fahrradstellplätze werden im unteren Garagengeschoss vorgesehen. Weitere 14 
Fahrradstellplätze sollen im Bereich östlich des projektierten Drogeriemarktes veror-
tet werden. Diese Stellplätze sollen vorwiegend den Mitarbeiten der gewerblichen 
Nutzungen zur Verfügung stehen. 
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In Bezug auf öffentliche Parkplätze werden im Bereich der Charlottenburger Straße 
die im Bestand vorhandenen Schrägparker durch Längsparker ersetzt. Die Anzahl 
der öffentlichen Parkstände wird dadurch geringfügig reduziert (von derzeit 16 auf 
künftig 11 Stück). 

 
In Summe werden die geschaffenen Pkw-Stellplätze den bauordnungsrechtlichen 
Bedarf überschreiten. Die überschüssigen Stellplätze können bei entsprechendem 
Bedarf bspw. den Anwohnern aus dem Umfeld oder Gewerbetreibenden angeboten 
werden. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird daher festgesetzt, dass Gara-
gengeschosse im Sondergebiet allgemein zulässig sind. Eine derartige Vermietung 
der überschüssigen Stellplätze ist als eigenständiges Gewerbe zu betrachten, wel-
ches über die zulässige Art der baulichen Nutzung abgedeckt ist. 
 
Zu Art der baulichen Nutzung 
Die Art der baulichen Nutzung hinsichtlich der Einzelhandelsbetriebe wird über die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes mit Verkaufsflächenzahlen in Bezug auf die je-
weils zulässigen Sortimente sowie einer Gesamt-Verkaufsflächenzahl verbindlich ge-
regelt. Darüber hinaus wird festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe nur im Erdge-
schoss (ausgehend vom Höhenniveau der Berliner Straße) zulässig sind. Eine wei-
tere Konkretisierung erfolgt im Vorhaben- und Erschließungsplan. Im Gegenzug wird 
festgesetzt, dass Wohnnutzungen nur ab dem Erdgeschoss, ausgehend vom Höhen-
niveau der Charlottenburger Straße, zulässig sind. 
 
Einschränkungen hinsichtlich der übrigen gewerblichen bzw. sonstigen Nutzungen 
(z. B. Dienstleistungsbetriebe, Büros, Praxen, öffentliche Einrichtungen) werden da-
gegen nicht getroffen.  
 
Die Festsetzungen folgen somit der geplanten Ausrichtung der Einzelhandelsbe-
triebe zur Berliner Straße bzw. der durch den „L Riegel“ gefassten Platzfläche und 
beschränken die Wohnnutzungen auf die ruhigeren Bereiche der gegenüber der 
Charlottenburger Straße aufstehenden Gebäude sowie der Obergeschosse entlang 
der Berliner Straße. 
 
Im Zuge der weiteren Ausarbeitung der Planung und der damit einhergehenden Fort-
schreibung der Begründung wurde das Kapitel zur zulässigen Art der baulichen Nut-
zung (Kapitel 5.1 der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan) ergänzt 
und neu strukturiert. Der redaktionelle Hinweis zu einem fehlenden Wort auf Seite 18 
hat sich somit erübrigt. 
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Zu Maß der baulichen Nutzung 
In dem sonstigen Sondergebiet (SO) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 fest-
gesetzt. Die festgesetzte GRZ entspricht der geltenden Obergrenze für sonstige Son-
dergebiete (SO) nach § 17 Abs.1 BauNVO. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird festgesetzt, dass die GRZ durch Anla-
gen die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen (Garagen und Stellplätze mit ih-
ren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche Anlagen unter der Geländeoberfläche) 
bis zu einem Wert von 1,0 überschritten werden darf. 
 
Gemäß der Vorhabenplanung ist eine Überschreitung der vorgesehenen GRZ durch 
Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO  aufgrund der begrenzten Größe des Plangebie-
tes bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 erforderlich. Somit wird durch die Planung 
eine Überschreitung der Kappungsgrenze nach § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO vorberei-
tet, gemäß der die zulässige Grundfläche durch Stellplätze und deren Zufahrten so-
wie Nebenanlagen gemäß § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO um bis zu 50 vom Hundert 
überschritten werden darf, höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,8.  
 
Gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO können im Bebauungsplan abweichende Bestim-
mungen zu dieser Regelung getroffen werden. Gemäß gängiger Rechtsprechung be-
ziehen sich die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse, die durch das Maß 
der baulichen Nutzung berührt werden können, insbesondere auf Belichtung, Beson-
nung und Belüftung der Wohnungen, die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden o-
der Wohnungen sowie auf die Zugänglichkeit der Grundstücke, wobei hygienische, 
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Erfordernisse. Dabei können eine Kombination 
verschiedener Maßfaktoren sowie die Anordnung der Baukörper einschließlich der 
Nebenanlagen und Folgeeinrichtungen auch bei hoher baulicher Verdichtung ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleisten. 
 
Vorliegend sind folgende Gründe für die Überschreitung der Kappungsgrenze nach 
§ 19 Abs. 2 BauNVO zu nennen: 
 
In der Stadt Leverkusen bestehen nur noch wenige Flächenpotenziale in zentralen, 
gut integrierten Lage. Aufgrund des hohen Entwicklungspotenzials der Fläche als at-
traktiver Nahversorgungsbereich mit ergänzenden Dienstleistungsangeboten und 
Wohnungen, wird eine maßvolle Verdichtung am Standort aus städtebaulicher Sicht 
für sinnvoll erachtet. 
 
Der Planung liegt ein konkretes städtebauliches Konzept zugrunde. Dieses sieht die 
Realisierung eines L-förmigen in den Hang hineingebauten Gebäudekörpers mit ei-
ner vorgelagerten Stellplatzfläche vor. Die Dachflächen dieser Einzelhandelsnutzung 
und Garagengeschosse dienen somit als Frei- und Grünfläche für die Bewohner und 
Besucher des Quartiers und sind unmittelbar von der Charlottenburger Straße aus 
zugänglich. 
 
Durch die Überschreitung des Höchstmaßes wird eine bestmögliche Ausnutzung des 
knappen Flächenangebots gewährleistet. Die hohe Ausnutzbarkeit des Grundstückes 
korrespondiert somit mit dem Ziel der Ansiedlung eines Nahversorgungszentrums, 
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welches durch entsprechende Ausweisung im Einzelhandelskonzept (zentraler Ver-
sorgungsbereich) vorgegeben ist. 
 
Die erhöhte Flächenversiegelung trägt der Bereitstellung von ausreichend Raum für 
ausreichend Parkraum für geplanten Einzelhandelsnutzungen – und somit auch der 
langfristigen Sicherung der Fläche als Nahversorgungszentrum – sowie den Anforde-
rungen an eine verträgliche Abwicklung insbesondere des Lieferverkehrs Rechnung. 
Des Weiteren ist anzuführen, dass das Plangebiet bereits im Bestand nahezu voll-
ständig versiegelt ist. Aufgrund der starken anthropogenen Prägung ist der Boden im 
Plangebiet bereits hochverdichtet und weitgehend wasserundurchlässig und weist 
keine besondere Schutzwürdigkeit auf. Eine Reduzierung der Versieglung hätte in 
Bezug auf die Niederschlagsentwässerung sowie die Begrünung nur einen relativ ge-
ringen Mehrwert. Auch vor diesem Hintergrund wird eine optimale Nutzung der vor-
handenen Flächenpotenziale an diesem Standort für sinnvoll erachtet. 
 
Durch folgende Maßnahmen zum Ausgleich werden die Auswirkungen der erhöhten 
Versiegelung minimiert. 
 
Als Maßnahme zum Ausgleich wird eine intensive Begrünung der Dachflächen der 
Einzelhandelsnutzungen und Garagengeschosse mit einer Substratschicht von min-
destens 60 cm festgesetzt. Die Dachflächen dienen somit als Außenflächen für die 
Nutzungen (u. a. Wohnungen) der aufgehenden Gebäude längs der Charlottenbur-
ger Straße. Da diese Flächen ein zur Charlottenburger Straße weitgehend identi-
sches Höhenniveau aufweisen, wird die L-förmige Bebauung aus nördlicher Blickrich-
tung optisch nicht wahrnehmbar sein. Durch die Anlage von Hochbeeten wird auch 
die Pflanzung von Bäume vorbereitet. An den Nordfassanden wird eine Wandbegrü-
nung vorgesehen. 
 
Für die aufstehenden Gebäude wird eine extensive Dachbegrünung (mindestens 
10 cm Substratstärke) festgesetzt. Dadurch wird ein hoher Beitrag insbesondere zur 
Retention des Niederschlagswassers sowie zur klimatischen Ausgleichsfunktion ge-
schaffen. 
 
Durch die genannten Grün- und Freiflächen auf den Dachflächen sowie die vorberei-
tete Verortung und Ausrichtung der Gebäude wird eine ausreichende Belichtung, Be-
sonnung und Belüftung der Gebäude sichergestellt. Ebenso ist die Zugänglichkeit 
der Grundstücke gewährleistet. Eine Beeinträchtigung der hygienischen, sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernisse wird durch die erhöhte Versiegelung 
nicht vorbereitet. 
 
Durch das Vorhaben mit den genannten Maßnahmen zu Begrünung wird es somit in 
Summe zu einer Verbesserung des ökologischen Zustandes kommen. Die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden somit nicht 
beeinträchtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden. 
 
Für das allgemeine Wohngebiet (WA) wird eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Diese Fest-
setzung entspricht der Obergrenze des § 17 BauNVO für die Bestimmung des Ma-
ßes der baulichen Nutzung und trägt dem Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB sowie dem Fortbestand der vorhande-
nen Nutzung Rechnung. Mit der festgesetzten GRZ wird weiterhin eine städtebaulich 
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sinnvolle und den örtlichen Verhältnissen entsprechende gute Ausnutzung des 
Grundstücks ermöglicht. 
 
Die festgesetzte überbaubare Grundfläche darf in dem allgemeinen Wohngebiet 
(WA) durch die Grundfläche von an Gebäude angrenzenden Terrassen bis zu einer 
GRZ von 0,6 überschritten werden. Die Überschreitung der festgesetzten überbauba-
ren Grundfläche darf auch in der Summe der Grundflächen von an Gebäude angren-
zenden Terrassen und der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen eine GRZ 
von 0,6 nicht überschreiten. 
 
Hintergrund der Festsetzung ist, dass an Gebäude angrenzende Terrassen nach der 
derzeit herrschenden Auffassung nach § 19 Abs. 2 BauNVO eingestuft werden und 
folglich Bestandteil der Hauptanlage sind. Diese daraus zu schließende Konsequenz 
schränkt jedoch die Ausnutzbarkeit im Plangebiet deutlich ein und wird dem An-
spruch an einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden nicht gerecht. Daher ist 
die Überschreitung der festgesetzten GRZ für an Gebäude angrenzende Terrassen 
zulässig, sofern die Überschreitung der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO einschließlich der angrenzenden Terrassen nicht mehr als 50 % der 
festgesetzten Grundflächenzahl beträgt. Dies entspricht einer in der Summe maximal 
zulässigen Grundflächenzahl von 0,6, so dass die Kappungsgrenze im Sinne des 
§ 19 Abs. 4 BauNVO eingehalten wird. In Verbindung mit der getroffenen Festset-
zung zur Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen durch 
Terrassen bis zu einer Tiefe von maximal 3 m kann die städtebauliche Ordnung ge-
wahrt werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen wird in Teilen gefolgt. 
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I/C 4: Fachbereich 66 
 

  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die im Rahmen des Vorhabens erforderlichen Maßnahmen zur Ertüchtigung der Ver-
kehrsinfrastruktur sowie die Verpflichtung zu einem Grundstückstausch werden über 
den Durchführungsvertrag gesichert. 
Für die durchzuführenden öffentlichen Erschließungsmaßnahmen und der einherge-
henden Maßnahmen der Grundstücksordnung sollen gesonderte Verträge einge-
bracht werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 5: Fachbereich 66/660 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu Verkehrszusammensetzung 
Das Verkehrsgutachten wurde hinsichtlich der Erhöhung des angenommenen Antei-
les der Neuverkehre aus Richtung Osten auf 20 % angepasst.  
 

Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden Ge-
radeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im Schwerver-
kehr deutlich höher ausfallen. 

 

Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des Neu-
baus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der Verkehrsanalysesitua-
tion wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 zugrunde gelegt. 

 

Deswegen wird eine Berücksichtigung der Werte gemäß der Mobilitätsuntersuchung 
der Stadt Leverkusen aus dem Jahr 2016 nicht vorgenommen.  

 
Zu Leistungsfähigkeit 
Hinsichtlich möglicher Optionen zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit am Knoten-
punkt Berliner Straße/Teltower Straße kommt der Gutachter zu folgenden Ergebnis-
sen: 
 
„Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit kann eine verkehrsabhängige Signalisie-
rung der bestehenden Fußgängerquerung in Betracht gezogen werden. Durch die 
Fußgängerfreigabe für die Querung der Berliner Straße werden entsprechende Zeit-
lücken für die einbiegenden Kfz-Verkehre aus der wartepflichtigen Zufahrt Teltower 
Straße geschaffen. Durch eine ergänzende Ausstattung mit Kameras oder Schleifen 
kann die Lichtsignalanlage (LSA) auch bei höheren Kfz-Frequenzen aktiviert werden. 
Die Maßnahme soll als Bedarfsoption in den Durchführungsvertrag aufgenommen 
werden, die Kosten sind durch die Investoren zu übernehmen. 
 
In den bisherigen Berechnungen nach dem Handbuch für die Bemessung von Stra-
ßenverkehrslärm (HBS) wurde davon ausgegangen, dass der gesamte über die Ber-
liner Straße in östliche Richtung abfließende Verkehr über die Teltower Straße abge-
wickelt wird. Dies würde bedeuten, dass in Höhe des zusätzlichen Einmündungsbe-
reiches zwischen der Berliner Straße und der Zufahrt Einzelhandel praktisch durch 
Beschilderung nur das Rechtseinbiegen zugelassen wird. Eine derartige Beschrän-
kung hätte zwar grundsätzlich Vorteile auf den Verkehrsablauf und die Leichtigkeit 
des Kfz-Verkehrs im Zuge der Berliner Straße. Durch das Zulassen der Linksein-
biege-möglichkeit an dieser Stelle kann jedoch die Kfz-Belastung in dem kritischen 
Linkseinbiegestrom der Teltower Straße reduziert und demnach die Leistungsfähig-
keit erhöht werden. 
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Grundsätzlich sind durch eine Trennung der heute auf einer kombinierten Fahrspur 
geführten Rechts- und Linkseinbieger aus der Teltower Straße auf separaten Fahr-
spuren im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit positive Auswirkungen zu erwarten. 
Gleichzeitig ergeben sich aber auch Situationen, bei denen z. B. die Sicht eines nach 
rechts einbiegenden Fahrzeuges durch ein ebenfalls wartendes, nach links einbie-
gendes Fahrzeug beeinträchtigt wird. Aus Sicherheitsaspekten ist daher unter Beibe-
haltung einer Vorfahrtregelung eine Aufweitung der Teltower Straße in separate 
Links- und Rechtseinbiegespuren nicht zu empfehlen.“ 
 
Die Ausgestaltung von Lichtsignalanlagen mit entsprechenden Detektoren und Voll-
signalisierungen sind in diesem Detailierungsgrad nicht Bestandteil des Bauleitplan-
verfahrens. Diese Untersuchung kann im Zuge der zu konkretisierenden Erschlie-
ßungsplanung bzw. in einer fortschreibenden, vom Bauleitplanverfahren unabhängi-
gen Verkehrsuntersuchung vorgenommen werden. Die für den Bedarfsfall vorzuneh-
mende Finanzierung und Durchführung ergänzender Maßnahmen wird durch den 
Durchführungsvertrag gesichert. 
 
Zu Lkw-Andienung und Schleppkurven 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die Zu-
fahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die Schleppkurven 
für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) 
und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde die Situation für die enge-
ren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung 
Westen) betrachtet.  
 
Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der Fahr-
spur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Die Parkplatzfläche vor 
den Einzelhandelsbetrieben bietet ausreichend Raum für das Wenden der Lieferfahr-
zeuge und das anschließende Rückwärts-Einfahren in die überdachte Anlieferzone 
(ohne Inanspruchnahme des nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Bei der 
Ausfahrt aus dem Plangebiet per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird eine ge-
ringfügige Inanspruchnahme der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte Beeinflus-
sung des Verkehrsflusses auf der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu befürchten.  
 
Für den Lebensmittelmarkt und den Drogeriemarkt sind täglich fünf Lkw-Anlieferun-
gen vorgesehen. Der Anlieferverkehr soll über die Zufahrt an der Berliner Straße in 
das Plangebiet geleitet werden. Um die Anlieferungsprozesse möglichst störungsfrei 
für den sonstigen Verkehr abwickeln zu können, wird im Erdgeschoss zwischen dem 
geplanten Lebensmittelmarkt sowie dem unteren Parkdeck eine integrierte Anliefer-
zone vorgesehen. Im Sinne der Verkehrssicherheit und zum Schutz der umliegenden 
Gebäude – insbesondere dem denkmalgeschützten Bau der Berliner Straße 39 – 
werden im Plangebiet z. T. Poller entlang der Fahrbahnbegrenzungen aufgestellt. 
Die Lieferfahrzeuge fahren rückwärts in die Lieferzone ein. Die Entladung erfolgt über 
das Fahrzeugheck mittels Ladebordwänden oder bauseitig vorhandener feste Lade-
rampen oder Hubtische).  
 
Gemäß Straßenverkehrsordnung und der Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge“ 
(BGV D26, § 46 Abs. 1) sind Gefahren bei Rückwärtsfahrten von Lkw auszuschlie-
ßen. Für die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften sind sowohl der Fahrzeugführer 
als auch der jeweilige Unternehmer verantwortlich. Es ist es daher notwendig, den 
Schwerlastverkehr in die Sonderregelungen über das Rückwärtsfahrten einzubinden. 
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Um die Verkehrssicherheit bei Lieferverkehr auf dem Grundstück zu gewährleisten, 
ist die Einbindung von Einweisern (ggf. unter Zuhilfenahme von Funksprechverkehr) 
erforderlich. Diese können wahlweise direkt durch den Spediteur oder durch das je-
weilige Einzelhandelsunternehmen gestellt werden. Dazu sind vor Inbetriebnahme 
der Einzelhandelsnutzung entsprechende vertragliche Regelungen zu treffen. 
 
Zu Lkw-Andienung West 
Die Lkw-Einfahren in das Plangebiet sind grundsätzlich von der Berliner Straße aus 
vorgesehen. Einfahrten über die Teltower Straße sind aufgrund der Schleppkurven 
nur schwer realisierbar und würden ggf. mit entsprechenden Verkehrsbehinderungen 
einhergehen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird in Teilen ge-
folgt.  
 


